
Gewerkschaften
Forum

Sozialismus
www.Sozialismus.de

 Heft   5-2016     |     43. Jahrgang     |     EUR 7,00     |     C 12232 E

Alban Werner: 
Was tun gegen die AfD?

J. Bischoff/B. Müller:  
Mitte und Normalarbeit

G. Peter/A. Georg: Selbst-
WertGefühl und Arbeit 4.0

E. Schleitzer: Das Geschäft 
mit den alten Menschen

Riexinger, Ernst, Arenz/
Dreibus, Wendl: LINKE

Dies ist ein Artikel aus der Monatszeitschrift Sozialismus. 

    Informationen über den weiteren Inhalt fi nden Sie unter 

       www.sozialismus.de.

     Dort können Sie ebenfalls ein Probeheft 

    bzw. ein Abonnement bestellen.



www.sozialismus.de Sozialismus 5/2016  1
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Der Skandal

Flüchtlingsdeal versus Pressefreiheit: 
diese Entscheidung ist ein Skan-
dal. Die Bundeskanzlerin, die schon 
gegenüber dem türkischen Minister-
präsidenten das »Schmähgedicht« 
des Satirikers Jan Böhmermann als 
»bewusst verletzend« bezeichnet hat, 
»ermächtigte« die Justiz nun gegen 
diesen vorzugehen. ...

»Brexit« oder EU-Reform?

In Großbritannien beginnt die offi-
zielle Kampagne für das EU-Refe-
rendum, über das am 23. Juni ab-
gestimmt wird. Es sieht nach einem 
knappen Abstimmungsergebnis aus. 
Die Befürworter einer EU-Mitglied-
schaft Großbritanniens haben in den 
letzten Wochen aufgeholt. ...

Oh, wie schön ist Panama

Die »Panama Papers« sind das Re-
sultat einer großen internationalen 
Recherche, bei der Journalisten aus 
über 80 Ländern mehr als elf Milli-
onen Dokumente zu Briefkastenfir-
men analysiert haben. Deren Aus-
wertung zeigt, dass viele im Auftrag 
von aktuellen und früheren Staats-
chefs, weiteren Spitzenpolitikern so-
wie Prominenten eingerichtet und 
betreut wurden. ...
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AfD-Wähler: Alles Nazis aus der Mitte?
Thesen zu aktuellen Debatten in der Partei DIE LINKE

von Horst Arenz und Werner Dreibus 

»Wir müssen endlich die Ängste der 
Menschen ernst nehmen und uns mit 
ihnen auseinandersetzen, statt sie zu 

bekämpfen.« (Bodo Ramelow, 
Thüringer Allgemeine, 9.4.2016)

Der große Wahlerfolg der AfD bei den 
drei Landtagswahlen am 13. März, der 
deutliche Stimmenverlust der Par-
tei DIE LINKE in Sachsen-Anhalt und 
ihr erneut schlechtes Abschneiden in 
Rheinland-Pfalz und Baden-Württ-
emberg haben den Strömungsstreit in 
der LINKEN auf eine neue Stufe ge-
stellt. Die Partei verliert am stärksten an 
die AfD: In Baden-Württemberg (BW) 
22.000 von 28.000 Stimmen insgesamt, 
in Rheinland-Pfalz (RP) 11.000 von 
15.000, in Sachsen-Anhalt (ST) 29.000 
von 49.000 (Hoff/Kahrs/Stahl 2016: 
34). 

In der überfälligen Debatte befin-
den sich alle Strömungen im Suchmo-
dus, der nur dann weiterführt, wenn ein 
Mindestmaß an Offenheit und Pluralität 

■ Die AfD erzielt den größten Zuge-
winn unter Arbeitern und Arbeits-
losen: für BW/RP/ST bei Arbei-
tern 28/23/35%, bei Arbeitslosen 
30/25/36%, dagegen bei Angestellten 
»nur« 16/11/21% (ebd.: 36).

■ Exemplarisch zeigen die Wahlergeb-
nisse im Mannheimer Norden einen 
hohen Zugewinn der AfD bei ärmeren 
Haushalten, sichtbar am Anteil der 
Haushalte an Grundsicherung, Hartz 
IV und Langzeitarbeitslosigkeit. In 

sichergestellt ist und Ausgrenzung ver-
mieden wird. 

Partei der Mitte? Zur Sozial-
struktur der AfD-Wählerschaft

Die Erosion der Mittelschicht und deren 
Abstiegsängste sind ein Fakt, krass in 
den USA, abgeschwächter hierzulande. 
Dennoch greift die exklusive Verortung 
des Rechtspopulismus bei der »unteren 
Mittelschicht«1 zu kurz. 
■ Die AfD ist in allen drei Bundeslän-

dern mit einem Anteil von knapp 
50% Wahlsieger bei den vormaligen 
Nichtwählern, die sich wie folgt ver-
teilen: CDU 13%, SPD 23%, FDP 
9%, LINKE 2%, AfD 46% (ebd.). Die 
Wahlbeteiligung ist deutlich gestie-
gen, in ST um zehn Prozentpunkte. 
Die AfD hat dazu beigetragen, einen 
Teil der ärmeren Haushalte, die be-
kanntlich kaum noch wählen gehen, 
wieder zur Stimmabgabe zu motivie-
ren. 
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Horst Arenz ist seit 2005 Mitarbeiter der Links-
fraktion im Bundestag, zurzeit ehrenamtlich 
bei Axel Troost. Werner Dreibus ist Mitbegrün-
der der WASG. Er war von 2005-2013 Mitglied 
der Linksfraktion im Deutschen Bundestag und 
ihr Gewerkschaftlicher Sprecher und von 2010 
- 2012 einer der beiden Bundesgeschäftsführer 
der Partei DIE LINKE.

1 Hierzu Joachim Bischoff: »Der rechte Po-
pulismus ist keine Bewegung der Armen, son-
dern eine Bewegung der unteren Mittelschicht 
in wohlhabenden kapitalistischen Gesell-
schaften.« (Sozialismus 4/2016: 10). Zur Wäh-
lerschaft der AfD stützt sich Bischoff im We-
sentlichen auf Umfragen vor der Landtagswahl 
im März 2016.
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den Stadtteilen Schönau und Wald-
hof mit der höchsten Quote in die-
sen Kategorien erreicht die Partei die 
besten Wahlergebnisse (Stadt Mann-
heim 2016). Entsprechendes zeigt 
sich in Halle und Ludwigshafen.2 

Die Kategorien Arbeiter und Arbeits-
lose umfassen natürlich ganz unter-
schiedliche Einkommensgruppen. Der 
Soziologe Heinz Bude differenziert die 
AfD-Wählerschaft in »Dienstleistungs-
proletariat« und die »unteren, ver-
bitterten Teile der Mitte« (Die Welt, 
31.3. und Deutschlandfunk, 14.3.). 
Man muss nicht so weit wie die Biele-
felder Rechtspopulismus-Forscher-
Innen gehen, die ermitteln: »Mit hö-
herer Schulbildung sinkt die Neigung 
zum Rechtspopulismus recht deut-
lich. Ärmere Befragte neigen eher zum 
Rechtspopulismus, gefolgt von denje-
nigen mit mittleren Einkommen und 
den vergleichsweise geringsten Zustim-
mungswerten bei wohlhabenden Be-
fragten.« (Zick/Küpper 2015) Horst 
Kahrs (2016) ist zuzustimmen, wenn 
er die AfD als eine Partei »der unteren 
Hälfte der Bevölkerung« versteht.

»Ängste ernst nehmen«? Be-
wusstseinslage der AfD-Wähler

Dass die Partei AfD ausländerfeind-
liche, rassistische und nationalis-
tische Positionen vertritt und den Hass 
im Lande schürt, liegt auf der Hand. 
Dies gilt sicherlich auch für Teile ih-
rer Wählerschaft. Vereint mit der Zivil-
gesellschaft muss die politische Linke 
dagegen zu Felde ziehen und den reakti-
onären, anti-zivilisatorischen Charakter 
des Rechtspopulismus bloßstellen. Zu 
einer Politik der offenen Arme gegen-
über Schutzsuchenden gibt es keine Al-
ternative. Namhafte Figuren aus dem 
rechtspopulistischen Umfeld wie Jürgen 
Elsässer, Marc Jongen oder Götz Ku-
bitschek mit ihren engen Verbindungen 
zur »Identitären Bewegung«, ihrer Kri-
tik von rechts am Neoliberalismus und 
ihrem Loblied auf kleine Einheiten der 
Selbstversorgung zielen letztlich auf die 
Abschaffung der pluralistischen De-
mokratie. Das Potential an Bedrohung 
der Demokratie muss aber über die po-
litischen Köpfe der Bewegung hinaus 
auch in den gesellschaftlichen Bewusst-

seinsstrukturen (z.B. in der Zunahme 
von Rücksichtslosigkeit) gesucht wer-
den. Verfehlt wäre es allerdings, hier 
das Aufkommen eines neuen Faschis-
mus zu entdecken. 

Vor allem sollte die Engführung ver-
mieden werden, die AfD-Wählerschaft 
undifferenziert als rechtsextrem abzu-
tun.3 Der Exponent des »Reformerflü-
gels« der LINKEN, Jan Korte mit Di-
rekt-Bundestagsmandat in Halle, macht 
die 25% AfD-Wähler in Sachsen-Anhalt 
in Gänze zu Flüchtlingsfeinden (Korte 
2016). Wir halten es für einen Feh-
ler, zwischen der Partei AfD und deren 
Wählerschaft nicht zu unterscheiden. 
Deren »Protestwahl« richtet sich mas-
siv gegen Flüchtlinge, aber auch gegen 
reale soziale und politische Missstände. 
Die Motive eines Teils sogenannter Pro-
testwähler der AfD wenden sich gegen 
zu geringe staatliche Transferleistungen, 
steigende Mieten, unsanierte Schu-
len, fehlende Lehrkräfte, lange Schlan-
gen vor den Bürgerämtern und gegen 
Selbstbedienung und Versagen der »po-
litischen Klasse«. Die Menschen regis-
trieren, dass plötzlich viel Geld da ist, 
das ihnen seit Jahren verweigert wurde. 
Das Gefühl von – von der Bundesregie-
rung zu verantwortender – sozialer Un-
gerechtigkeit wird dadurch verstärkt.4

Hinzu kommt: In breiten Teilen der 
Bevölkerung existiert zu Recht Skep-
sis hinsichtlich der Durchsetzbarkeit 
internationaler Vereinbarungen. Der 
Eindruck kostenträchtiger Regierungs-
gipfel, bei denen außer Selbstdarstel-
lung wenig bis nichts an substantiellen 
Beschlüssen herauskommt, hat eine re-
ale Basis, besonders in Richtung EU. 
Deren Krise zeigte sich schon in der Fi-
nanzkrise und eskaliert bei der Vertei-
lung von Flüchtlingen. So wichtig es ist, 
auf internationaler Ebene alles Erdenk-
liche zur Wahrung oder Wiederherstel-
lung des Friedens, vor allem zur Stär-
kung der UN-Hilfsorganisationen zu 
unternehmen, so sehr muss die Linke 
auf diese Skepsis eine Antwort finden.

Ein weiteres Moment wäre zu be-
rücksichtigen: Nach einer Untersu-
chung des Instituts für Demoskopie in 
Allensbach fürchten 79% der Befragten 
eine Zunahme von Kriminalität durch 
Flüchtlinge (Köcher 2016). Für einen 
solchen Zusammenhang existieren zwar 

keine empirischen Belege. Fakt ist je-
doch, dass Wohnungseinbrüche in acht 
Jahren um 50% gestiegen sind, bei ei-
ner Aufklärungsquote in Großstädten 
von unter zehn Prozent. Auch die wach-
sende Distanz zu politischen Parteien, 
zur »Demokratie der Besserverdienen-
den« und zum Rechtsstaat hat eine re-
ale Basis.

AfD-WählerInnen 
zurückgewinnen?

Der Bundesgeschäftsführer der LIN-
KEN, Matthias Höhn, lehnt es ab, um 
die Rückgewinnung von Teilen der AfD-
Wählerschaft zu kämpfen (Höhn 2016). 
Wir halten dies für falsch. Zu Recht 
weist der Co-Vorsitzende der LINKEN, 
Bernd Riexinger, darauf hin, dass »diese 
Menschen nicht alle rassistisch oder na-
tionalistisch« sind (in dieser Zeitschrift 
und ND, 21.3.). Eine Politik, die auf 
»Entlarvung« von Faschismus, Rassis-
mus und Xenophobie oder gar (wie die 
Berliner Antifa) auf die Verhinderung 
von AfD-Parteitagen fokussiert, ist eher 
Ausdruck eines hilflosen Antifaschis-
mus. »20 Prozent Wähler kann man 
nicht ausgrenzen« (Bude 2016).

Die entgegengesetzte Spielart, aus-
länderfeindliche und nationalistische 
Stimmungen mit dem Ziel aufzugreifen, 
ein weiteres Abdriften der Wählerschaft 
nach rechts zu stoppen, ist abwegig. Mit 
der Thematisierung von Kapazitäts-
grenzen, dem »Lob der Grenze« (Sloter-
dijk), werden Stimmungen bedient und 
der Rechtsruck befördert. Das gleiche 
gilt für die Behauptung, Merkels Flücht-
lingspolitik sei der Grund für den AfD-
Aufstieg. Sahra Wagenknechts These, 
»Merkel verantwortet den schlimm-
sten Rechtsruck nach 1945« (Die Welt, 
22.3.), ist eine irreführende Überzeich-
nung.

Fest steht aber auch, dass die Bun-
desregierung zu wenig leistet, um die 
geschilderten Missstände im Lande zu 
beheben. Die Reaktion von Merkel auf 
Gabriels Forderung eines Sozialpakets 
im Zusammenhang der Flüchtlingskrise, 
die Regierung habe genug getan, ist eine 
dreiste Provokation. Es gibt im Lande 
zuhauf Anlass, wie Ramelow das »uner-
trägliche Missverhältnis« zwischen der 
Willkommenskultur der Kanzlerin und 
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den dazu nötigen Mitteln anzuprangern 
(Tagesspiegel, 15.3.). Wer die Ängste 
vieler Menschen aufgreifen will, muss 
u.a. ein »überzeugendes Integrations-
konzept« (Kipping/Riexinger) entwi-
ckeln, das die von der Austeritätspolitik 
unmittelbar Betroffenen und die Flücht-
linge gleichermaßen einbezieht. Zu 
Recht wird von der Parteiführung der 
LINKEN und in Anträgen der Bundes-
tagsfraktion der Kampf gegen Auslän-
derfeindlichkeit mit der Forderung nach 
einer von der Regierung zu gebenden 
Sozialstaatsgarantie verbunden. Das un-
terscheidet sie von der Flüchtlingspoli-
tik der Partei der Besserverdienenden, 
den Grünen.

Ist Merkels Flüchtlingspolitik 
sakrosankt?

Die Kanzlerin hat sich im Sommer 2015 
mit ihrer Willkommenskultur um das 
Land und um Europa verdient gemacht 
und damit einen wichtigen Beitrag ge-
gen den aufkommenden Rechtspopu-
lismus geleistet. Aktuell ist allerdings 
von Willkommenskultur wenig zu spü-
ren, Merkels Forderung nach Rückfüh-
rung der Flüchtlinge in Idomeni und 
der »Türkei-Deal« stellen eher das Ge-
genteil dar. Ärzte ohne Grenzen, Pro 
Asyl, UNHCR u.a. kritisieren den Deal. 
Deutschland wird von den in die EU zu-
rückzuführenden syrischen Flüchtlingen 

in 2016 nur 1.600 übernehmen (Berli-
ner Zeitung, 22.4.), gegenüber dem Vor-
jahr eine Reduktion um den Faktor 600. 
Der Türkei-Deal lässt offen, was mit den 
Flüchtlingen aus bzw. in Afghanistan, 
Irak, Jordanien, Libyen, Sudan etc. pas-
sieren soll und wie mit dem neuen/al-
ten Transitland Italien umzugehen ist. 
Die Verteilung der syrischen Flücht-
linge aus der Türkei in die EU und das 
Schicksal der 50.000 in Griechenland 
im Schlamm versinkenden Flüchtlinge 
ist ungeklärt. Stattdessen betreibt die 
Bundesregierung die Rückführung von 
Flüchtlingen nach Afghanistan und Li-
byen mit der absurden Behauptung, 
sie seien jetzt sichere Herkunftsländer. 
Merkels Beharren auf europäischen, 
statt nationalen Lösungen ist richtig. 
Der Deal mit der Türkei kann das Pro-
blem mildern, ihn als alternativlos5 für 
die europäische Lösung zu präsentieren, 
stößt aber auf Misstrauen. Die Linke 
muss über die Ebene vermeintlicher 
Nothilfemaßnahmen hinausgehen und 
sich mit Vorschlägen6 befassen, die mit 
Menschenrechten, UN-Konventionen 
und dem Asylrecht übereinstimmen. 
Wer die an die AfD verlorene Wähler-
schaft zurückgewinnen will, muss auch 
kritische Aspekte der Flüchtlingspolitik 
der Kanzlerin ansprechen.

Den Streit weiter zuspitzen?

Alle Flügel der LINKEN haben mit den 
drei Landtagswahlen ein Desaster er-
lebt. Der in Baden-Württemberg und 
Rheinland-Pfalz dominierende linke 
Flügel ist zum wiederholten Mal an der 
Fünf-Prozent-Hürde gescheitert, der 
Reformer-Flügel steht in Sachsen-An-

2 Halle Südliche Neustadt (jeweils Zweitstim-
men): AfD 30,7% (Ø Stadt gesamt 21,8%), Ar-
beitslosigkeit 17,4% (Ø 8,7%), Kinderarmut 
63,9% (Ø 34,7%), im gesamten Wahlkreis 35 ist 
DIE LINKE gegenüber 2011 um 10,7 Prozent-
punkte auf 20,8% eingebrochen; S. Bernd 2014 
sowie http://ris.halle.de/wahlen/js/ltw2016/
stadtteil/daten/index.html; Ludwigshafen 
West: AfD 25% (Ø 19,9%), Grundsicherung 30% 
(Ø 15,2%), Arbeitslosigkeit 9,5% (Ø 4%). www.
ludwigshafen.de/buergernah/politik/wahlen/
landtagswahl/.

3 Einen Vorschlag zum nichtsektiererischen 
Zugang zur AfD-Wählerschaft hat Alban 
Werner (2016) gemacht.

4 »Wenn die Menschen nur die Erfahrung 
machen, dass der zu verteilende ›Kuchen‹ 
gleich bleibt, … werden Verteilungskämpfe über 
Spaltungen und Rassismus ausgetragen.« (Kip-
ping/Riexinger: Revolution für soziale Gerech-
tigkeit und Demokratie! Berlin 2016)

5 Siehe Bischoff/Müller: »Zu Recht hält der 
luxemburgische Außenminister Jean Asselborn 
die Einigung mit der Türkei … für derzeit alter-
nativlos.« (Die Europäische Lösung des Flücht-
lingsproblems, in: Sozialismus 4-2016: 36).

6 Gesine Schwan (2016) hat vorgeschlagen, 
die Dublin-Verträge abzulösen durch die Re-
gistrierung als »EU-Flüchtlinge« und den auf-
nahmewilligen EU-Ländern (wie z.B. Portugal) 
Finanzmittel über europäische Infrastrukturan-
leihen bereitzustellen, die über die EIB begeben 
und gehebelt werden. Dies wäre zu verknüpfen 
mit der Kürzung von EU-Mitteln für die Auf-
nahme verweigernde Ländern. DIE LINKE hat 
diesen Vorschlag bislang nicht aufgegriffen.
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halt und Brandenburg (-8,6% in 2014) 
vor einem Scherbenhaufen. Die Par-
tei im Osten leidet unter altersbedingter 
Auszehrung, in Ostberlin findet man 
Ortsverbände mit 50 Mitgliedern, von 
denen zwei unter 70 sind, und Bezirks-
verbände, deren Wählerzuspruch sich in 
15 Jahren halbiert hat. In einer jüngsten 
Umfrage steht die AfD in den ostdeut-
schen Bundesländern bei 20%, in Berlin 
bei 13%, dort stehen im Ostteil der Stadt 
linke Direktmandate auf dem Spiel. 

Vor diesem Hintergrund ist der 
jüngste Streit in der Partei- und Frak-
tionsspitze der LINKEN zu sehen. Wir 
halten es für nicht hilfreich, wenn bei-
spielsweise der stellvertretende Partei-
vorsitzende Axel Troost (2016) die Co-
Vorsitzende der Bundestagsfraktion, 
Sahra Wagenknecht, nicht nur wegen 
ihres Angriffs auf Merkels Flüchtlings-
politik, sondern auch wegen ihrer For-
derung kritisiert, man dürfe die AfD-
Wähler nicht in die rassistische Ecke 
stellen und müsse die Ängste der AfD-
WählerInnen um Arbeitsplatz, Woh-
nungen etc. ernst zu nehmen (Die Welt, 
20.3.) und stattdessen vor der »Bedie-
nung von Ängsten« warnt, ohne auf die 
Gründe des AfD-Wahlerfolgs, die Mo-
tive ihrer Wählerschaft und die Folgen 
für die eigene Partei einzugehen. Wir 
befürchten, dass dies die Spaltung und 
Verselbständigung der Auseinanderset-
zungen, an der alle Parteiströmungen 
beteiligt sind, befördern kann. 

Der linke Flügel unterstellt seit Jah-
ren, man wolle ihn aus der Partei he-
rausdrängen, während der rechte Flü-
gel behauptet, seinem Kontrapart ginge 
es nur darum, mit allen Mitteln eine Re-
gierungsbeteiligung zu verhindern. Un-
ter solchen Bedingungen sind sachliche 
Auseinandersetzungen unmöglich. Un-
ser Aufruf: Angesichts der Bedrohung 
des Rechtspopulismus müssen die Flü-
gel aufeinander zugehen. Das hieße für 
die eine Seite, sich endlich auf die realen 
Durchsetzungsbedingungen linker Poli-
tik einzulassen, für die andere Seite z.B. 
einzuräumen, dass Wagenknecht bei al-
ler notwendigen Kritik richtige Punkte 
anspricht. So richtig es z.B. ist, auf die 
europäische Lösung der Flüchtlings-
frage und den Aufbau eines internatio-
nalen Regimes gegen sich ausbreitenden 
Kriege und Bürgerkriege zu setzen, so 

wichtig ist es zu skizzieren, wie diese Lö-
sung aussieht und anzuerkennen, dass 
auch Wagenknecht sich für eine europä-
ische Lösung ausspricht,7 und sich kri-
tisch mit ihren konkreten Vorschlägen 
auseinanderzusetzen.

Es ist eine historische Leistung, dass 
mit der LINKEN erstmalig eine Par-
tei links von der SPD auf längere Sicht 
überleben konnte. Ein Bruch würde 
nicht nur alle Strömungen beschädi-
gen, er würde die Partei vor die Exis-
tenzfrage stellen.8 Angesichts des Zivi-
lisationsbruchs, der in Österreich und 
der benachbarten Schweiz, in Ungarn 
und Polen, in Frankreich, aber auch in 
solch unterschiedlichen Gesellschaften 
wie den skandinavischen und der USA 
stattfindet, ist die deutsche Linke in der 
Pflicht, den wirklichen Ursachen der 
neuen Qualität des Rechtsextremismus 
und -populismus auf den Grund gehen, 
in nichtsektiererischer Orientierung zu-
sammenzurücken und sich auf wenige 
überschaubare, in konkrete, symbo-
lisch verdichtete Forderungen gebün-
delte und realisierbare Botschaften zu 
verständigen – gegen Austerität, soziale 
Spaltung, wachsende Dominanz der Fi-
nanzmärkte, gegen die »schwarze Null« 
im Bundeshaushalt und für Stärkung 
der öffentlichen Infrastruktur, für So-
lidarität mit Schutzsuchenden und für 
eine umsetzbare europäische Lösung. 

Thüringens Ministerpräsident Bodo 
Ramelow erkennt zu Recht in der Partei 
»kein Profil«, sondern nur »viele Kon-
zepte« (Thüringer Allgemeine, 9.4.). Es 
geht in der Tat um die Durchsetzung 
eines politischen, auf soziale Gerechtig-
keit fokussierten Profils in der Öffent-
lichkeit, nicht um die Multiplizierung 
von Papieren.9 Die Partei muss sich in 
diesem Bemühen neben dem Prekariat 
endlich auch der Mitte der Gesellschaft, 
dem »Neuen Normalarbeitsverhältnis« 
(Riexinger) zuwenden. Corbyn, Sanders 
und Podemos zeigen, dass es geht. Be-
dingung ist, sich mit Grundtendenzen 
des Alltagsbewusstseins zu befassen – 
auch in der Flüchtlingsfrage.10
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